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- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke

(Bau NVO)

- der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne, sowie

über die Darstellung des Planinhaltes (PlanzV 1990)

- des Art. 23 u. 24 der Gemeindeverordnung für den Freistaat

Bayern (GO)

Die Gemeinde PRUTTING erläßt aufgrund

- der §§ 1-4 sowie § 8 ff und § 10 ff Baugesetzbuch (BauGB 27.08.1997

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.04.2004 BGBl. I S 1359)

(alle Vorschriften in jeweils gültiger Fassung) diesen vom

1.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

1.1.1

FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

S A T Z U N G.

1.1.2 Zulässig sind nach § 16, §18 BauNVO

B e b a u u n g s p l a n N r. 7 mit integriertem Grünordnugsplan

GE Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO

II

höchstens zwei Vollgeschoße

1.1.3

GRZ (gem. § 19 Abs. 1,2,3 BauNVO)

Grundflächenzahl

maximale Grundflächenzahl 0,80

Auf die Grundfläche sind sämtliche bauliche Anlagen

anzurechnen, die aus städtebaulichen und ökologischen

Die maximal zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,80, d.h

es dürfen max. 80 % der Grundstücksfläche überbaut werden.

Gründen von Gewicht sind sowie deren Zufahrten und Stell-

plätze.

- des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO 2008)

Architekturbüro Josef Sommerer, Prutting gefertigte 6. Änderung des

für das Baugebiet "Gewerbegebiet " mit den

Flurstücknummern 115/14, 115/4, 115/2,115/5,115/7, 115/6, 115/8, 115/9,

115/12, 115/11, 115, 113/8, 113/9, 113/12, 113/7, 113/14, 113/13, 113/16,

113/15, 113/19, 113 Teilfl, 113/3, 113/4 . und die Straßengrundstücke Nr.

127 Teilfl. 113/10,113/6,113/11, 115/10, 115/13,115/1, 115/3,127/Teilfl.

diesen Bebauungsplan als

0,80

1
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SD

Für den gesamten Geltungsbereich wird die offene Bauweise

(§ 22 Bau NVO) festgesetzt.

Baugrenze gem. PlanzV. Ziff. 3.5

innerhalb der im Plan dargestellten Baugrenzen darf das Grund-

stück überbaut werden.

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B.der Wandhöhe

Satteldach, Dachneigung 12 Grad - 22 Grad

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

Höhenfestsetzung, Endwuchshöhe

Überbaubare Grundstücksflächen und Bauweise1.2

1.2.5 Die maximale Wandhöhe beträgt 8,00m

Die maximale Wandhöhe beträgt 7,00m

EG

OG

KG

OK nat. Gelände

EG

OG

KG natürlicher
Geländeverlauf

Vorschläge:

m
a
x
.7

,0
0
m

(8
,0

0
m

)
m

a
x
.7

,0
0
m

(8
,0

0
m

)

2

WH

max. 7,00m

WH

max. 8,00m

Bei Gebäuden die innerhalb des Leitungsschutzstreifens der

110 kV-Freileitung errichtet werden bestehen Höhenein-

schränkungen . (Siehe Ziffer 1.4.3 und 2.3.6.)

Die Wandhöhe wird ab Oberkante natürliches Urgelände

(bei Hanglagen an der tiefsten Gebäudeecke) ermittelt.

Unterer Bezugspunkt ist der Schnittpunkt Wandaußenfläche

mit dem natürlichen Gelände; oberer Bezugspunkt ist der

Schnittpunkt Wandaußenfläche mit der Dachaußenhaut im

fertigen Zustand.

Abgrenzung der von der 6. Änderung betroffenen Flächen



1.2.6 Grenze der Anbauverbotszone

Verkehrsflächen, Standplätze für Ver- und Entsorgungseinrichtungen

Straßenbegrenzungslinie

öffentliche Verkehrsfläche, bestehend aus befestigter Fahr-

bahn und straßenbegleitendem befahrbarem wasserdurch-

lässigem Schotterrasenstreifen .

1.3

1.3.1

1.3.2

1.3.3

1.3.4 öffentlicher Geh- und Radweg mit straßenbegleitendem

Grünstreifen

1.3.5

1.3.6

1.4 Bahnstromleitung

1.4.1

1.4.2

1.4.3

8,
50

G+F

private Verkehrsfläche

Sichtdreieck

innerhalb der Sichtdreiecke sind jegliche Bebauung und Be-

pflanzung sowie sonstige dauerhafte Sichthindernisse

über 80 cm Höhe unzulässig. Ausgenommen davon sind

Bäume mit einem unteren Astansatz von 2,50m ab Oberkante

fertiger Straßendecke.

Standort für Trafostation

3
0

3
0

Achse der 110-kV-Freileitung mit Darstellung des Schutzstreifens

Innerhalb des Schutzstreifens ist die Beteiligung der Deutschen

Bundesbahn am Baugenehmigungsverfahren erforderlich.

R=9,0

2
1

2
1

Gefährdungsbereich bezogen auf die Leitungsachse mit Be-

schränkung der maximalen Bauhöhe.

Mastfeld max. Bauhöhe ü NN

5030-6031 506,00 m

6031-6032 504,50 m

3

Gefährdungsbereich

6032-6033

2 x 21,00m

2 x 21,00 m

505,00 m

Schutzzone um Leitungsmasten. Die Zufahrt zu den Masten

mit Lkw muss jederzeit gewährleistet sein. (ggf. notwendige

Schleppkurven müssen für langsam fahrenden 3-Achser-LKW

ausreichend dimensioniert sein)

2 x 19,00 m von Längen-

station 0m - 95 m



1.5 Grünordnung

1.5.2

1.5.3

2.0 FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

1.5.1

2.1 Art der baulichen Nutzung

Baum zu pflanzen, Mindestanforderung Hochstamm 3 xv.,StU

12 cm. Im Bereich der Bahnleitung darf die Endwuchshöhe

gemäß Nutzungsschablone 3,50 bzw. 14,50m nicht übersteigen.

Pflanzvorschlag, Mindestanforderung Hochstamm 3 xv.,StU

12 cm. Im Bereich der Bahnleitung darf die Endwuchshöhe

gemäß Nutzungsschablone 3,50 bzw.14,50m nicht übersteigen.

1.5.4 private Grünfläche gem.§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Sträucher zu pflanzen, Mindestgröße Str., 2xv.,100-150 cm

Pflanzabstand 1 x 1m, im Verband gepflanzt,

Pflanzung Mindestbreite 5,00m,

Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO festgesetzt.

Es gelten die für Gewerbegebiete zulässsigen Lärmgrenzwerte.

2.1.1

2.1.2 Zulässig sind Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, die ausschließlich

dem festgesetzten Nutzungszweck entsprechen.

2.1.3

2.1.4 Die Gemeinde behält sich vor, im Einzelfall jederzeit eine Umweltver-

träglichkeitsprüfung eines Betriebes und seiner Anlagen durch die

Fachbehörden anzuregen. Auf die Belange des Grundwasser- und

Gewässerschutzes ist besondere Rücksicht zu nehmen. Hierzu

sind im Einzelfall ausreichende Sicherungsmaßnahmen vorzu-

nehmen.

4

Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel oder Textilien werden nicht

zugelassen, ebenso nicht Betriebe, die hochgefährliche oder hoch-

explosive Stoffe lagern oder bearbeiten oder vertreiben; Ausnahmen

können zugelassen werden.

Die Errichtung von Wohnräumen im Gewerbegebiet ist grundsätzlich

unzulässig. Ausnahmen können im Rahmen des §8 Abs. 3 Nr. 1

BauNVO zugelassen werden.

Ausschließliche Bürogebäude sind unzulässig; einzelne der gewerblichen

Hauptnutzung untergeordnete Büroflächen können ausnahmsweise zuge-

lassen werden.



2.2.1

2.2 Baugrenzen

2.3 Maß der baulichen Nutzung

2.3.1

2.3.2 Einzelstandorte oder Einzelfestsetzungen zu Gebäuden werden nicht fest-

gelegt. Errichtete Gebäude dürfen jedoch nur die in der Nutzungsschablone

festgelegt maximale seitliche Wandhöhe aufweisen. Diese Höhe wird be-

zogen auf die OK Fahrbahn in der Mitte der öffentlichen Straße in Höhe

der Mitte der straßenzugewandten Gebäudeseite.

Die Giebelbreite darf maximal 20m betragen, wobei der First über die

Längsseite des Gebäudes laufen muß.

Ist ein Gebäude breiter als 20 m, so ist dem durch Ausbildung mehrerer

Giebel Rechnug zu tragen. Die Wandhöhe wird vom vorhandenen Urgelände

aus gemessen. Die Messung erfolgt nach Grundsätzen der BayBO bei der

Bemessung von Abstandsflächen. Ausnahmen können im Einzelfall zugelassen

werden.

Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zu-

lässig; nichtüberdachte Stellplätze können dagegen auch außerhalb an-

gelegt werden.

2.3.3

2.3.4

2.3.5 Die Anbauverbotszone von 20m vom Straßenrand ist gemäß Art. 23

BayStrWG einzuhalten.

2.3.6

Das Sichtdreieck bei der Einmündung in die Staatsstraße mit Schenkel-

längen von 15/120 m ist von Lagerungen, Büschen, Einfriedungen und

sonstigen Sichthindernissen von mehr als 80 cm Höhe über OK Fahrbahn-

decke der St 2360 stets freizuhalten. Bäume sind auf eine Höhe von

2,50 m über OK Fahrbahndecke der St 2360 von Ästen freizuhalten.

siehe Ziffer 1.1.3

Das Maß der baulichen Nutzung darf nicht überschritten werden, auch

wenn dies nach den in der Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen

möglich wäre. In diesem Falle gewähren die Baugrenzen nur einen Spiel-

raum hinsichtlich der Lage des Gebäudes im Grundstück.

110-KV-Bahnstromleitung

Bauliche Anlagen im Bereich der 110-KV-Hochspannungsleitung der DB

sind wie folgt eingeschränkt:

Lagemäßig:

Durch Baulinien, jeweils 10m Mastmitte (maßgebend ist die in der Ört-

lichtkeit vorhandene Leitungstrasse)

Höhenmäßig:

Innerhalb des Schutzstreifens ist eine Beschränkung der Bauhöhe von

Bauwerken möglich. Pläne für alle Bauwerke innerhalb des 2 x 30m Schutz-

streifens müssen deshalb durch den jeweiligen Grundstückseigentümer

der DB Energie zur Überprüfung der Sicherheitsbelange vorgelegt werden.

Für eine Spezifizierung der Einschränkungen sind Angaben über NN-Höhen

(z.B. Gebäudeoberkanten, Kamine, Endwuchshöhen usw.) zwingend

erforderlich.

Die überbaubaren Grundstückflächen sind durch die im Plan dargestellen

Baugrenzen bestimmt.

5



2.4 Bauweise

2.4.1 Im Geltungsbereich gilt offene Bauweise, Ausnahmen können zugelassen werden,

soweit ortsplanerische oder gestalterische Gründe nicht entgegenstehen, bzw.

die Baugrenzen dies zulassen.

Äußere Gestaltung der Gebäude2.5

2.5.1 Die Baukörper sind in zeitgemäßer, landschaftsgebundener Bauweise so zu ge-

stalten, daß ein ruhiger, maßstäblicher und baulich geschlossener Eindruck ent-

steht. Hinsichtlich der Bauweise und Baugestaltung der Gebäude im Plangebiet

ist auf das umliegende Gelände, die Ortsrandlage des Gewerbegebietes und die

umliegende Bebauung angemessen Rücksicht zu nehmen.

stimmen.

sind in Gestaltung, Materialien, Dachneigung und Giebelhöhen aufeinander abzu-

2.5.2

2.5.3

2.5.4 Dachneigung

Mit Ausnahme von Flachdächern werden grundsätzlich alle Dachformen zuge-

lassen soweit sie sich in die Umgebung einfügen und nicht verunstaltend wirken.

Die Dachneigung muß mindestens 12 Grad und darf höchstens 22 Grad betragen;

bei seitlichen Wandhöhen von mehr als 7,00 m sind Dachneigungen von 12 Grad

bis maximal 18 Grad zugelassen. Bei der Dachausbildung und der Firsthöhe wird

ergänzend auf die Einschränkungen gem. Ziff. 2.3.6 hingewiesen.

Zusammenzubauende Gebäude sowie Haupt- und Nebengebäude

Dachbedeckung

Dachbedeckungen sind in roter oder rotbrauner Farbe oder dunkelengobiert aus-

zuführen.

Die Verwendung der Metalle Blei, Kupfer und Zink bei Dacheindeckungen ist

nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind nur untergeordnete kleinflächige

Dachteile wie z.B. Kamineinfassungen, Fensterverkleidungen o. ä.

Lagerflächen

Lagerflächen und Verkehrswege dürfen in gebundener Bauweise (Asphaltflächen)

ausgeführt werden; Stellflächen sind in wasserdurchlässiger Ausführung zu

errichten (z.B. Pflaster)

2.5.5

2.5.6

6

Dachüberstände

Gebäude müssen einen Dachüberstand von mindestens 60 cm aufweisen

Im übrigen gelten die Bestimmungen gemäß DIN VDE 0105 und DIN

EN 50341 jeweils in der aktuellen Fassung

Innerhalb des Schutzstreifens darf die Endwuchshöhe der Pflanzungen 3,50 m bzw.

14,50m (vgl. Nutzungsschablone) nicht überschreiten.

Es sind nur Bäume und Sträucher zu pflanzen, die in ihren Endwuchshöhen den

den Abstand zu den ruhenden und ausgeschwungenen Leiterseilen einhalten.

Seitlich der Leitung stehende Bäume dürfen im Falle des Umbruchs die Leiter-

seile nicht berühren.

Die Standsicherheit vom Mast 6032 muss gewahrt bleiben. Im Radius von 9,00m

um die Mastmitte dürfen Abgrabungen, Aufschüttung,Lagerung von Materialien,

Bebauungen und Bepflanzungen nicht durchgeführt werden. Das anschließende

Gelände darf höchstens mit einer Neigung von 1:1,5 abgetragen werden.

Änderungen am Geländeniveau dürfen im Schutzstreifen nicht durchgeführt werden.



2.5.6 Fassaden

Um Beeinträchtigungen des Ortsbildes und der Landschaft zu vermeiden,

dürfen an Gebäudeaußenseiten keine auffälligen oder grellen Farben ver-

wendet werden, ebenso dürfen Flächen nicht hochglänzend wirken, unbe-

handelte Metalloberflächen (ausgenommen Kupfer) sind nicht zulässig.

Betonteile über OK Kellerdecke müssen gestrichen oder verkleidet oder

ausreichend begrünt werden.

2.5.7 Zäune

Zäune sind max. 1,20m hoch zulässig. Bei Maschendraht sind Betonpfosten

nicht zulässig. Entlang der Straße sind max. Zaunhöhen mit 0,80m erlaubt.

Zaunhöhen bis 1,80 m Höhe können zugelassen werden für Freilager-

flächen und Abstellflächen- jedoch nur innerhalb der Randeingrünung!

2.5.8 Werbung

2.5.9 Abweichungen

Grünordnung2.6

Die planerischen Festsetzungen des Büros Huber-Planungs GMBH werden in

diesen Plan übernommen.

2.6.1

2.6.2

Soweit der Bebauungsplan Abweichungen nicht ausdrücklich zuläßt, gilt

ansonsten die Örtliche Bauvorschrift der Gemeinde Prutting.

Nachpflanzungen

Bäume und Sträucher, die nicht anwachsen, eingehen oder entfernt werden,

sind durch die Arten, Qualitäts- und Größenanforderungen, wie im Plan

dargestellt, zu ersetzen. Ausnahmegenehmigungen kann nur das Landratsamt

Rosenheim im Einvernehmen mit der Gemeinde Prutting erteilen.

2.6.3 Stellplätze

Stellplätze im Gewerbegebiet müssen mit einem wasserdurchlässigen Belag

versehen werden. Als mögliche Befestigungen sind Kies, Rasengittersteine

oder Pflastersteine mit Grasfuge zu verwenden.

2.6.4

Lichtwerbungen sind nur an oder in Verbidnung mit Gebäuden an Außen-

wänden unterhalb der Traufe als ausgeschnittene oder aufgesetzte Schriften

mit Hinterbeleuchtung aber nicht als selbstleuchtende Einzelbuchstaben zu-

lässig.

Pflanzstandorte

Der Standort der festgestzten Bäume kann verändert werden, wenn dies ein

detailierter Plan erforderlich macht. Die Anzahl darf nicht unterschritten werden.

Die im Plan dargestellten Bäume und Sträucher sind auf Dauer zu erhalten.

Ausnahmegenehmigungen kann nur das Landratsamt Rosenheim im Ein-

vernehmen mit der Gemeinde Prutting erteilen.

Hecken

Geschnittene Hecken, Koniferenhecken und Thujahecken sind unzulässig.

Durchgehende Betonsockel, Kantensteine oder Palisaden sind nur bis zu

einer Höhe von max. 10 cm über fertiges Gelände zulässig um Tierwander-

ungen (z.B. Igel) zu ermöglichen.

Zäune müssen ohne Abtreppungen dem Geländeverlauf folgen. Auf das

Nachbargrundstück ist Rücksicht zu nehmen.
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2.6.5 Grundstücksteilung

Werden private Grundstücke imGewerbegebiet geteilt, so ist an jeder Grundstücks-

grenze, die neu entsteht und an der noch keine geschlossene Eingrünung festge-

gesetzt ist, eine mindestens 1,50 m breite Pflanzreihe mit Arten der Pflanzliste

herzustellen.

2.6.6 Freiflächengestaltungsplan

Im Bereich des Gewerbegebietes ist zum Bauantrag/Bauplan ein Freiflächenge-

staltungsplan vorzulegen, der die grünordnerischen Festsetzungen berücksichtigt.

2.6.7 Zeitpunkt der Pflanzung

Die geforderte Mindestpflanzung muß mindestens in der nächsten Pflanzperiode

nach Bezugsfertigkeit der Gebäude fertiggestellt sein, bei mehreren Bauab-

schnitten bis zur Bezugsfertigkeit des ersten Bauabschnittes.

2.6.8 Mindestanzahl der zu pflanzenden Bäume

Je volle 500 qm Grundstücksfläche ist mindestens ein Großbaum oder Obstbaum

(Auswahl nach der Pflanzliste) zu pflanzen.

Pflanzliste

Bäume:

alle standortgerechten lokalen Obstsorten

Acer platanoides Spitzahorn

Acer pseudoplatanus Bergahorn

2.6.9

Alnus glutinosa

Alnus incana

Schwarzerle

Grauerle

Betula pubescens Moorbirke

Populus tremula

Prunus avium

Zittelpappel

Vogelkirsche

Fagus sylvatica

Fraxinus excelsior

Rotbuche

Esche

Carpinus betulus Hainbuche

Quercus robur

Quercus petraea

Salix caprea

Salix fragilis

Salix viminalis

Sorbus aria

Sorbus aucuparia

Stieleiche

Traubeneiche

Salweide

Bruchweide

Korbweide

Mehlbeere

Eberesche

Sorbus domestica Speierling

Sorbus torminalis Elsbeere

Tilia cordata

Ulmus glabra

Winterlinde

Sommerlinde

Bergulme

Tilia platyphyllos

Sträucher

Einschränkungen wegen des Sichtdreiecks und der Pflanzung entlang der öffent-

lichen Verkehrsflächen beachten!
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2.12 Sonstiges

2.12.1Weitere Gestaltungsvorschriften enthält die "Örtliche Bauvorschrift für die

Sie hat im Bereich des Bebauungsplanes ergänzend Gültigkeit, soweit in diesem

Bebauungsplan nicht ausdrücklich anderes ausgesagt ist.

Gemeinde Prutting vom 04.12.1996".

Salix rosmarinifolia

Salix triandra

Salix viminalis

Sambucus nigra

Viburnum lantana

Viburnum opulus

Mandelweide

Korbweide

Hollunder

Wolliger Schneeball

Gewöhnlicher Schneeball

Rosmarinweide

Rosa pendulina

Rosa rubiginosa

Rosa villosa

Salix aurita

Salix caprea

Salix daphnoides

Salix purpurea

Salix repens

Alpenheckenrose

Weinrose

Apfelrose

Öhrchenweide

Salweide

Reifweide

Purpurweide

Kriechweiden

sowie Garten- u. Beerensträucher in standortgerechten Arten und Sorten.

Euonymus europaeus

Euonymus latifolius

Ilex aquifolium

Ligustrum vulgare

Lonicera alpigena

Lonicera caerulea

Lonicera nigra

Lonicera xylosteum

Prunus spinosa

Rhamnus catharticus

Rosa arvensis

Rosa canina

Rosa caesia

Rosa glauca

Seidelbast

Pfaffenhütchen

Breitblättriges Pfaffenhütchen

Stechpalme

Liguster

Alpenheckenkirsche

Blaue Heckenkirsche

Schwarze Heckenkirsche

Rote Heckenkirsche

Schlehe

Kreuzdorn

Alpenjohannesbeere

Feldrose

Hundsrose

Lederrose

Hechtrose

Daphne mezereum

Amelanchier ovalis

Berberis vulgaris

Cornus sanguinea

Corylus avellana

Gemeine Felsenbirne

Berberitze

Roter Hartriegel

Hasel

Ribes alpinum
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und des Baugebietes anpassen.

Fassadenbegrünung

Höhenfestsetzung der Gebäude

Höhenpunkte ( z. B. Kanaldeckel, Vermessungspunkte o.ä.), vorzulegen.

Übergangsregelung

Für die im Plangebiet bereits vorhandenen Gebäude und Anlagen kommen die

und Umpflanzungen usw. Änderungen vorgenommen werden, für die der Bebauungs-

plan Bestimmungen enthält.

II

X X

Bestehende Wohngebäude mit Hinweisen auf vorhandenes Maß

der baulichen Nutzung (z.B. II innerhalb des Geltungsbereichs

Bestehende Nebengebäude

3.3
Bestehende Grundstücksgrenze

Aufzuhebende Grundstücksgrenze

Vorgeschlagene Grundstücksgrenze3.5

3.4

3.2

des Bebauungsplanes) und die Firstrichtung

Die Höhenfestsetzung erfolgt im Einvernehmen mit der Gemeinde. Bei Hanglagen

ist bei Bauantragstellung eine Geländeaufnahme, bezogen auf unveränderliche

mit Kletterpflanzen oder Spalierbäumen begrünt werden. Rankgerüste , Pergolas

Die Gebäudewände mit geringen Öffnungen (z. B. Garagen- u. Carportwände) sollen

und Spaliere sollen sich in Material und Gestaltung dem Stil des Hauses

HINWEISE3.0

3.1

Bestimmungen insoweit zur Anwendung, als durch Umbauten oder Renovierungen, Neu-

1462 Flurstücknummer3.6

3.7

3.8

3.9

3.10

Regenwasserversickerung3.11

Anfallendes Oberflächenwasser z. B aus Vorplätzen darf nicht auf öffentliche

Verkehrsflächen oder benachbarte Grundstücke abgeleitet werden. Einleitungen von

Oberflächenwasser in die Straßenentwässerung oder in den gemeindlichen Schmutz-

wasserkanal sind grundsätzlich unzulässig.

Die Gemeinde Prutting gibt ein Gutachten in Auftrag indem die hydrogeologischen

Verhältnisse erkundet werden.

110-KV-Leitung
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Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung

Hinsichtlich der Trinkwasserversorgung und der Abwasserentsorgung sind die

gemeindlichen Satzungen in der jeweils gültigen Form zu beachten.

-Sämtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale Abwasserbeseitigungs-

anlage anzuschließen.

Landwirtschaft

Die Erwerber bzw. Bebauer der Baugrundstücke haben die ortsübliche Landbe-

wirtschaftung im Umkreis ohne Einschränkungen zu dulden, ebenso sonstige im

ländlichen Bereich üblichen Geräusche und Immisionen.

Es wird empfohlen, die Verpflichtung privatrechtlich auch anderen Nutzern

(Mieter, Pächter o. ä.) aufzuerlegen.

- Sämtliche Wohnbauvorhaben bzw.Hauptgebäude müssen vor ihrer

Fertigstellung bzw. Beziehbarkeit an die gemeindliche Wasserversorgung

angeschlossen sein.

3.12

3.13

Abweichung der TRENGW und der NWFreiV bedürfen einer wasserrechtlichen

Genehmigung.

Ferner gelten die gemeindlichen Satzungen.

11

https://www.verkuendung-bayern.de/files7allmbl/2009/01/allmbl-2009-01.pdf

Eine Versickerung des Oberflächenwassers unter Einbeziehung ausreichend

dimensionierter Rückhalteanlagen (z.B. Retentionsfilterbecken) ist auch bei geringer

Sickerleistung anzustreben, da keine geeignete Vorflut vorhanden

ist. Negative Auswirkungen durch die Versickerung von Oberflächenwasser zu hangab-

wärts gelegenen baulichen Anlagen sind zu vermeiden. Wegen der geringen Versickerungs-

rate sind neben den erwähnten Rückhalteräumen auch für Extrem-Regenereignisse aus-

reichend ausgebildete Notüberläufe vorzusehen.

Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Mulden aus Platzgründen nicht

verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versickerung über Rigolen oder Sicker-

rohre anzustreben. Die punktuelle Versickerung von Regenwasser über einen Sicker-

schacht ist nur anzuwenden, wenn zwingende Gründe eine der vorgeannten Lösungen

ausschließen. Zum Schutz des Grundwassers und zum Erhalt einer dauerhaften

Funktionsfähigkeit ist einer unterirdischen Versickerungsanlage (Rigolen, Rohr- oder

Schachtversickerung) in jedem Fall eine ausreichende Vorreinigung vorzuschalten.

Niederschlagswasser von befestigten Flächen ist im Rahmen der TRENGW

und der NWFreiV (GVBl Nr. 21/2008 S. 777) in das Grundwasser einzuleiten.



Solaranlagen, Antennenanlagen, Photovoltaikanlagen

Antennenanlagen sind unauffällig am Gebäude anzubringen.

Pflanzabstände zu landwirtschaftlichen Flächen

Der Einbau von Photovoltaikanlagen sowie von Solaranlagen zur Brauchwasser-

erwärmung wird empfohlen.

Der Grenzabstand für die Pflanzung an der Grundstücksgrenze

beträgt 2,0m für Bäume u. Sträucher mit einer Wuchshöhe von über 2,0 m.

Sobald für landwirtschaftliche Grundstücke eine Schmälerung des Sonnen-

lichtes zu erwarten ist, erhöht sich dieser Pflanzabstand auf 4,0 . Gesetzes-

grundalge ist ARt. 48 ff AGBGB v. 20.09.1982

3.14

3.15

Sie müssen parallel zur Dachfläche ausgerichtet werden.

3.16 Freiflächengestaltungsplan

Mit dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan mit

Angaben der Bepflanzung sowie mit dem Nachweis der Fahrzeugstell-

plätze vorzulegen.

3.17 110 kV Bahnstromleitung

Für eventuell damit verbundene Unstimmigkeiten wird nicht gehaftet. Zur Maß-

4.0 BEGRÜNDUNG

entnahme ist der Plan nur bedingt geeignet.

Dieser Bebauungsplan wurde auf Grundlage einer DFK gefertigt.

Begründung zum Bebauungsplan einschließlich Umweltbereicht gem. § 2a BauGB

siehe Anlage

Für Bauwerke innerhalb der Gefährungsbereiche ist die Zustimmung der für die Feuer-

löscharbeiten zuständigen Behörde gemäß DIN VED 0132 erforderlich. Die Dachein-

deckung für Gebäude muss in diesem Bereich der DIN 4102 Teil 7 entsprechen.

Die im Erdboden befindlichen Erdungsanlagen der Maste dürfen nicht beschädigt

werden. Eventuell erforderliche Anpassungsmaßnahmen gehen zu Lasten des

Veranlassers.

Unter den Leiterseilen muss mit Eisabwurf gerechnet werden. Etwaige daraus ent-

stehende direkte oder indirekte Schäden werden nicht übernommen.

Die nach der sechsundzwanzigsten Verordnung vom 16.12.1996 zur Durchführung

des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagnetische

Felder - 26.BImSchV) im Anhang genannten Grenzwerte für elektrische Feldstärke

von 10kV/m und magnetische Flußdichte von 300yT(Effektivwerte für 16 2/3Hz-Felder

werden für den Bereich, für den die DB Energie die Zustimmung zur Bebauung gibt,

bei weitem nicht erreicht.

In unmittelbarer Nähe von Bahnstromleitungen ist mit Beeinflussung von Monitoren,

medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf elektrische und magnetische

Felder empfindliche Geräten zu rechnen.
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BEGRÜNDUNG 

BEBAUUNGSPLAN NR. 7 „Gewerbegebiet Prutting“ 6. Änderung 

1. LAGE DES PLANGEBIETES UND BESTAND 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücknummern 113/15, 
113/13,113/14, 113/16, 113/12, 113/7, 113/9, 113/8,113/3, 113/4 Teilfläche, 115, 
115/2, 115/4, 115/14, 115/12, 115/11, 115/9, 115/8, 115/7, 115/6, 115/5, und die 
Straßengrundstücke 113/10, 113/6, 113/11,115/10, 115/13, 115/1, 115/3 Teilfläche, 
127 Teilfläche der Gemeinde Prutting. Das Baugebiet wird um die im Plan 
dargestellten Teilflächen  auf den Flurstück Nummern 113/4 und 113 Teilfläche 
erweitert. Die öffentliche Verkehrsfläche auf Flurstück Nr. 114 wird aufgelassen; die 
Fläche wird dem Flurstück Nr. 113/3 zugeordnet. 

Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand von Prutting.  

Es wird wie folgt  begrenzt:   

 Im Norden und Westen durch freie, landwirtschaftlich genutzte 
 Flächen. 

 Im Osten durch die Staatsstraße ST 2360.    
 Im Süden durch die ca. 45m breite Grünfläche zwischen Gewerbe- und 
 Mischgebiet.(Bebauungsplan Nr. 9 „Äußerer Mesnerberg“) 

1.1 Bisherige Nutzungen und Vegetationsbestand 

Die Erweiterungsfläche wird bis dato als Wirtschaftsgrünland  intensiv genutzt.  

Ein Großteil der Flächen des Gewerbegebietes ist bereits mit Produktions- und 
Lagergebäuden bebaut. Die privaten Verkehrsflächen sind meist versiegelt. Die 
Beläge der PKW-Parkflächen wurden zum Teil wasserdurchlässig ausgeführt. Die 
unbebauten Flächen sind zum Teil mit Kies befestigt worden oder befinden sich 
noch im Urzustand. 

Durch das Baugebiet verläuft ungefähr in Nord-Süd-Richtung eine 110 KV-Leitung 
der DB. 

Längs der Erschließungsstraße „Gewerbering“ befinden sich zum Teil 
straßenbegleitende Rasenflächen mit Einzelbaumpflanzung. 

Entlang der Böschung zur Staatsstraße St 2360 wurde bereits ein Gehölzstreifen mit 
dazwischen gepflanzten Bäumen angelegt. Der weitere Ortsrand ist  größtenteils mit 
einheimischen Strauch- und Baumarten bepflanzt.  
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2. ANLASS DER PLANUNG, PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSET ZUNGEN 

Mit der  Erweiterung der Bebauung  soll das gewerbliche Wachstum in der 
Gemeinde gesichert werden. 

Ziel ist es, vorwiegend Gewerbetreibenden und Handwerkern  aus der Gemeinde die 
Möglichkeit zu bieten, außerhalb der geschlossenen Ortschaft den Betrieb 
weiterführen zu können oder zu erweitern, bzw. den Ort Prutting von störenden 
Betrieben freizubekommen. Dennoch sollen Betriebe nicht gegen ihren Willen zum 
Umzug in das Gewerbegebiet bewegt werden. 

Mit der Bereitstellung zusätzlicher Gewerbeflächen kann die Gemeinde  
Arbeitsplätze sichern und schaffen und der Abwanderung bestehender Betriebe 
wegen mangelnder Erweiterungsflächen entgegentreten. 

Die Ausweisung der Erweiterungsfläche fügt sich in die nähere Umgebung ein und 
ermöglicht ein zusammenhängendes Gewerbegebiet. 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Prutting stellt das Bebauungsplangebiet als 
Gewerbegebiet dar. Die Erweiterungsflächen auf Flurstück Nr. 113/4 und 
113/Teilfläche sind der 5. Flächennutzungsplanänderung als Gewerbegebiet 
ausgewiesen. 

Eine Überplanung der derzeit gültigen Planfassung „5. Änderung  Bebauungsplan 
Nr. 7 Gewerbegebiet“ wurde aus nachfolgenden Gründen erforderlich: 

>  Einfügen der Erweiterungsflächen in den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes 

> Darstellen der erweiterten Verkehrsfläche auf dem Flurstück Nr. 113/6 
und 113/Teilfläche 

> Aufheben der öffentlichen Verkehrsfläche auf  Flurstück Nr. 114 ; Die 
Fläche wird dem Flurstück Nr.113/3 zugeordnet. 

> Das Flurstück Nr. 113/17 wird bzgl. des Baufensters, der westlichen 
Grundstücksgrenze sowie des Eingrünungsstreifens an die 
durchgeführte Vermessung angepasst. 

> Darstellen einer Stichstraße und Abändern der Baulinie auf dem 
Flurstück Nr. 113/3 

> Herausnahme  des Eingrünungsstreifens längs der Lagerhalle auf 
Flurstück Nr.113/8 

 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Grünflächen für die Ortsrandeingrünung 
wurden in der Planung weitgehend berücksichtigt.  
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3. STÄDTEBAULICHE UND GRÜNORDNERISCHE ZIELSETZUNGEN   

Durch die vorliegenden Baugrenzen und die Festsetzung der Grundflächenzahl 
besteht die Möglichkeit, bei der Baukörperstellung einen größeren Spielraum zu 
erhalten und die Grundstücke nach Bedarf zu bebauen bzw. aufzuteilen.   

Mit der Beschränkung der Wandhöhe wird  eine behutsame Bebauung am 
nördlichen Ortsrand von Prutting erreicht. Außerdem kann innerhalb des 
Schutzstreifens der 110kV-Leitung die Gebäudehöhe eingeschränkt sein.  

Der Standort einer Trafostation ist als Fläche für Versorgungsanlagen mit 
Zweckbestimmung Elektrizität dargestellt.  

3.1 Erschließung 

Die Erschließung des  Baugebietes erfolgt über die bereits vorhandene Straße 
„Gewerbering“  auf den Flurstück-Nummern 115/13, 115/10 und 113/10. Der 
„Gewerbering“ mündet in die Staatsstraße  ST. 2360 ein.  

Längs der ST 2360 wurde ein Geh- und Radweg angelegt, der eine fußläufige 
Verbindung zum Ort Prutting erlaubt.  

3.2 Nutzung und Bebauung 

Das Baugebiet wird als „Gewerbegebiet“ gem. §8  BauNVO ausgewiesen. Aufgrund 
der zu erwartenden Immissionsbelastungen sind Wohnungen nur ausnahmsweise, 
in der Größe begrenzt und nur für einen eingeschränkten Personenkreis zulässig. Ihr 
Einbau muss aus betrieblichen Gründen erforderlich sein.  

Aus denselben Gründen wie der Begrenzung des Einbaues von Wohnräumen wird 
auch die bloße Errichtung von Büroräumen grundsätzlich nicht zugelassen,  bzw. auf 
das geringstmögliche Maß begrenzt. Damit soll sichergestellt werden, dass im 
Gewerbegebiet ausschließlich produzierende Betriebe oder Handelsbetriebe 
angesiedelt werden. Betriebe, die deutlich überwiegend Bürotätigkeiten entfalten, 
sollen nach dem Willen der Gemeinde in anderen Bereichen, wie z.B. Mischgebieten 
oder Dorfgebieten, untergebracht werden.  

Die Vermietung oder Verpachtung gewerblicher Flächen oder Gebäudeteile ist 
grundsätzlich zulässig, sie darf jedoch nicht mehr als ein Drittel der Fläche des 
Grundstücks bzw. des gewerblich genutzten Gebäudes betragen.  

Nach den Zielvorstellungen der Gemeinde sollen Einzelhandelsbetriebe für 
Lebensmittel und Waren des täglichen Bedarfs bevorzugt entlang der ST 2095 im 
Hauptort Prutting untergebracht werden. 

Der Ausschluss von Betrieben, die gefährliche Stoffe lagern oder bearbeiten, dient 
dem Schutz der nächstliegenden Wohnbebauung. Ebenso soll eine Gefährdung des  

Grundwassers, des Trinkwassers, des Dorfweihers und der umliegenden 
landwirtschaftlichen Flächen ausgeschlossen werden.  

Die max. zulässige GRZ ist für die Haupt- und Nebengebäude, Anbauten, 
Nebenanlagen und private Verkehrsanlagen textlich in den Nutzungsschablonen 
festgesetzt.  
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3.3 GRÜNORDNUNG 

3.3.1 Ortsrand 

Mit der Ausweisung der Erweiterungsfläche erreicht das Gewerbegebiet eine 
nochmalige Ausdehnung nach Westen. Die Ortsrandeingrünung gemäß 
Flächennutzungsplan wurde großteils übernommen, um einen lockeren Übergang zu 
den land-wirtschaftlichen Flächen zu erhalten.  

Nachfolgende grünordnerische Maßnahmen dienen der Minimierung der 
Flächenversiegelung sowie der Ortsrandgestaltung: 

� Eingrünung der Gewerbegebietsränder durch Pflanzung von Sträuchern 
und Bäumen, wobei die Endwuchshöhe gemäß Nutzungsschablone zu 
beachten ist. 

� Wegen der exponierten Lage und dem Anschluss an die freie Landschaft 
wurden fremdländische Gehölze sowie rot- und gelblaubige  bzw. 
blaunadelige Gehölze ausgeschlossen 

� Maßnahmen zur Grüngestaltung der  Gewerbeflächen und der 
straßenbegleitenden  Flächen. 

� Weiterhin sollen die Festsetzungen die Verwendung standortgerechter 
Gehölze sicherstellen und gewährleisten, dass auch bei Ausfallen 
einzelner Gehölze durch Nachpflanzungen die Qualität erhalten bleibt. 

� Die Gestaltung der Freiflächen sowie der Nachweis der 
Fahrzeugstellplätze sind in einem Freiflächengestaltungsplan darzustellen. 

� Die privaten Freiflächen, die für den betrieblichen Ablauf nicht benötigt 
werden, sind unter Hinweis auf Art. 5. BayBO als Rasen- oder 
Wiesenflächen auszubilden. 

3.3.2 Gestaltung der Straßen  

Der Ausbau der Straßen ist so gestaltet, dass er vorwiegend dem Anliegerverkehr 
dient. 

Zur Ermöglichung eines gefahrlosen Begegnungsverkehrs von Lastkraftwagen 
wird/wurde die Erschließungsstraße auf eine Gesamtbreite von 8,50 m ausgebaut. 

Zwischen der Stichstraße auf Flurstück Nr. 115/13 und dem Flurstück Nr. 119  wird 
ein Grünstreifen in einer Breite von 2,00 m angelegt. Das Flurstück Nr. 119 liegt 
somit nicht in angemessener Breite an einer befahrbaren öffentlichen Fläche gemäß  

Art. 4 Abs. 1 Satz 1 BayBO und ist daher auch nicht mit Gebäuden bebaubar. Für 
das genannte  Flurstück werden derzeit keine Erschließungskosten erhoben. 
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4. WASSERWIRTSCHAFT 

Eine Versickerung des Oberflächenwassers erfolgt über bestehende private 
Versickerungseinrichtungen. Das auf den Straßenflächen anfallende 
Niederschlagswasser wird in Schlammfängen vorgereinigt danach in Sickerschächte 
eingeleitet. 

Negative Auswirkungen durch die Versickerung von Oberflächenwasser auf  
hangabwärts gelegene bauliche Anlagen sind zu vermeiden. 

Mit dem Bauantrag ist eine Entwässerungsplanung nach Merkblatt  ATV-DVWK-
M153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“, bzw. weiterer 
erforderlicher Arbeitsblätter ( z.B. ATV-A 117, 118, 138, 116) vorzulegen.  

Im Jahr 1987 wurden im Plangebiet vom Ingenieurbüro Dr. Ing. Kurt Waschek Nachf. 
zwei Bohrungen mit den Bezeichnungen B 17 und B 18 durchgeführt. Dabei ergaben 
sich für die  

   Bohrung B 18 in einer Tiefe von 10m ein k-Wert von 4x10-6 

 und für die    Bohrung B 17 in einer Tiefe von 10m ein k-Wert von 3x10-5 

Eine weitere Bohrung wurde vom Büro Ohin auf dem heutigen Wertstoffhofgelände 
ausgeführt. Bei dieser Bohrung wurde eine sickerfähige Kies-Sandschicht mit einem 

     Kf- wert von 2 exp-4  m/s  angetroffen. 

In einem Gewerbegebiet ist eine Versickerung über die belebte Bodenzone, also 
eine Flächen-, Mulden- oder Beckenversickerung über mindestens 20 cm 
Oberboden erforderlich.  Die hierfür erforderlichen Flächen werden im 
Bebauungsplan lagemäßig nicht festgelegt, um den zukünftigen Bauherrn eine 
möglichst optimale Grundstücksnutzung zu ermöglichen. 

Die Gemeinde Prutting beauftragte am 02.06.09 das Büro Crystal Geotechnik mit der 
Erkundung der Untergrundverhältnisse.  Eine umfassende Erhebung der 
hydrogeologischen Gesamtsituation mit Ermittlung des Einzugsgebiets und 
Überprüfung des Wasserschutzgebietes erfolgt durch das Büro Dr. Rietzler und 
Heidrich Rosenheim. 

Nach Nr. 3.2.3.3 LEP und Art. 61 Abs. 1 Nr. 2 BayWG soll angestrebt werden, dass 
das Niederschlagswasser von befestigten Siedlungs- und Verkehrsflächen, möglichst 
dezentral entsorgt und vorzugsweise versickert wird.  
 
Wenn die hydrogeologischen Verhältnisse bekannt oder erkundet sind, kann für den 
Planungsraum abgewogen werden, ob eine Versickerung von Niederschlagswasser 
grundsätzlich möglich ist oder ob die Voraussetzungen für eine Versickerung nicht 
gegeben sind.  
Wenn ein Versickern aufgrund hydrogeologischer Untersuchungen oder 
Erkenntnisse möglich ist, ist zu prüfen, ob die Versickerung von 
Niederschlagswasser so erfolgen kann, dass diese entsprechend der seit 
01.10.2008 geltenden Fassung der NWFreiV (GVBl Nr. 21/2008 S.777) und der mit 
Bekanntmachung des StMUG vom 17.12.2008 geänderten TRENGW 
https://www.verkuendung-bayern.de/files/allmbl/2009/01/allmbl-2009-01.pdf , 
entsprechend ausgeführt werden kann. 
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Niederschlagswasser von befestigten Flächen ist im Rahmen der TRENGW 
https://www.verkuendung-bayern.de/files/allmbl/2009/01/allmbl-2009-01.pdf  in das 
Grundwasser einzuleiten.“ 
Die Tabelle 1 in der TRENGW enthält z.B. die Vorgabe zur Oberbodenschicht und 
das Verhältnis Versickerungsfläche / angeschlossene Fläche nicht kleiner als 1/15. 

Im Zustrombereich der gemeindlichen Wasserversorgung kann der Bau neuer 
Sickerbrunnen nur in Ausnahmen und mit Auflagen geduldet werden. 

5. VER- UND ENTSORGUNG 

Im Geltungsbereich bestehen bereits die erforderlichen Wasser-, Strom-, Gas- und 
Kanalanschlussmöglichkeiten.  

Die Pflege der Verkehrflächen  

- Straßenreinigung, Schneeräumen, und die Pflege der Abwasserkanäle– werden 
von der Gemeinde Prutting übernommen, soweit nicht gemeindliche Satzungen 
andere Regelungen treffen.  

Die Stromversorgung erfolgt durch die E.ON AG. Die Gebäude werden mit 
unterirdisch verlegten Hausanschlusskabeln an das Leitungsnetz angeschlossen. 

Der anfallende Hausmüll wird durch die Müllabfuhr des Landkreises Rosenheim 
beseitigt. 

Die Trinkwasserversorgung des  Baugebietes erfolgt durch die Gemeinde Prutting.  

Der Anschluss an das Leitungsnetz der Erdgas Südbayern ist im gesamten 
Baugebiet möglich. 

6. STATISTIK 

Gesamtfläche des 
Geltungsbereiches   

ca. 8,80394 ha 

Geltungsbereich bisher (5. Änderung) ca. 7.95024 ha 
Davon Erweiterungsfläche ca. 0,8537 ha 
Nettobauland ca. 7,6540 ha  
Straßenflächen ca. 1,0101 ha 
Geh- u. Radweg längs St. 2360 ca. 0,1414 ha 
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7. ANWENDUNG DER NATURSCHUTZRECHTLICHEN EINGRIFFSRE GELUNG  

   IN DER BAULEITPLANUNG                             

Die Gemeinde wendet die Eingriffsregelung an. Als Grundlage dafür dient der 
bayerische Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“. 

Im Rahmen der Grünordnungs- und Bebauungsplanung werden Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen festgesetzt, die den Ausgleichsbedarf  reduzieren. 

Dazu zählen unter anderem: 

� Anfallendes Oberflächenwasser wird vor Ort in Versickerungsbrunnen 
eingeleitet. 

� Im Plangebiet liegen nur Flächen, die geringe Bedeutung für Natur und 
Landschaft haben.  

Das Baugebiet wird in Kategorie I  (Gebiete geringer Bedeutung) eingestuft, da es 
sich bei den betroffenen Flächen um intensiv genutztes Wirtschaftgrünland handelt. 

Ermittlung der Eingriffsfläche bedingt durch die Erweiterung 

Flurstück  Nr. Eingriffsfläche Eingriffsfläche gesamt 

113/4 0,6752 ha  

113 0,1259 ha  

   

 0,6752 ha 0,6752 ha 

 

Die Ermittlung der Eingriffsschwere ergibt bei Typ A (GRZ über 0,35) einen 
Ausgleichsfaktor 0,6. Rechnerisch ergibt sich bei einer Eingriffsfläche von 6752 m² 
eine Ausgleichsfläche von 4051m². Die 5,00m breite Randeingrünung wird nicht als 
Minimierungsmaßnahme angerechnet. 

Die Kompensationsfläche in Höhe von 4051m² wird  von der im Gemeindebesitz 
befindlichen Ausgleichsfläche westlich des Ortteils Edling abgezogen.  

Der Eingriff kann vollständig ausgeglichen werden. 

8.  110 KV-FREILEITUNG DER DB 

Durch das Gewerbegebiet verläuft eine 110 KV-Freileitung der DB. Beiderseits der 
Leitungsachse ist ein Schutzstreifen von je 30m Breite ausgewiesen. Innerhalb des 
Schutzstreifens ist jegliche Bebauung und Bepflanzung vorher mit der DB-Energie 
abzustimmen.  
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Maßgebend ist die in der Örtlichkeit tatsächlich vorhandene Leitungstrasse. 

Innerhalb des Schutzstreifens muss mit Beschränkungen der Bauhöhen von 
Bauwerken (wie z.B. Gebäude, Wege, Straßen, Beleuchtungs- und 
Lärmschutzmaßnahmen usw.) gerechnet werden. Pläne für alle Bauwerke innerhalb 
des Schutzstreifens müssen deshalb durch den jeweiligen Grundstückseigentümer 
der DB Energie zur Überprüfung der Sicherheitsbelange vorgelegt werden. Für eine 
Spezifizierung der Einschränkungen sind Angaben über NN-Höhen, (z.B. für 
Erdoberkanten, Gebäudeoberkanten, Endwuchshöhen usw.) zwingend erforderlich. 

Um Unfälle durch unzulässige Annäherung an die Bahnstromleitung zu vermeiden, 
dürfen Gebäude einschließlich aller Dachaufbauten (z.B. Kamine, Entlüftungs-
leitungen usw.) nachstehende Höhenkoten über NN innerhalb des genannten 
Gefährdungsbereichs nicht überschreiten. 

Mastfeld Breite des Gefährdungs-
bereichs bezogen auf die 
Leitungsachse 

Maximale Bauhöhe (m) 
über NN 

5030-6031 2 x 21,00 m  506,00 m 

6031-6032 2 x 21,00 m 504,50 m 

6032-6033 bis 
Längenstation 95 

2 x 19,00 m 505,00 m 

Für Bauwerke innerhalb des o.a. Gefährdungsbereichs ist die Zustimmung  der für 
Feuerlöscharbeiten zuständigen Behörde gemäß DIN VDE 0132 erforderlich. Die 
Dacheindeckungen für Gebäude muss in diesem Bereich der DIN 4102 Teil 7 
entsprechen. 

Die Standsicherheit vom Mast 6032 muss gewahrt bleiben. Im Radius von 9 m um 
die Mastmitte dürfen Abgrabungen, Aufschüttungen, Lagerungen von Materialien, 
Bebauungen und Bepflanzungen nicht durchgeführt werden. Das daran 
anschließende Gelände darf höchstens mit einer Neigung von 1:1,5 abgetragen 
werden. Ferner muss die Zufahrt zum o. g. Mast mit LKW jederzeit gewährleistet 
sein. (ggf. notwendige Schleppkurven müssen für langsamfahrende 3-Achser.LKW 
ausreichend dimensioniert sein).  

Die im Erdboden befindlichen Erdungsanlagen der Maste dürfen nicht beschädigt 
werden. Eventuell erforderliche Anpassungsmaßnahmen an diesen Anlagen gehen 
zu Lasten des Veranlassers. 

Änderungen am Geländeniveau (wie z.B. durch Aufschüttungen, Lagerung von 
Materialien) dürfen im Schutzstreifen nicht durchgeführt werden. 

Unter den Leiterseilen muss mit Eisabwurf gerechnet werden. Etwaige daraus 
entstehende Schäden werden nicht übernommen.  

Einer Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern kann innerhalb des Schutzstreifens 
nur im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten bzw. schuldrechtlicher Verträge 
zugestimmt werden. Die Endwuchshöhe der Pflanzungen darf daher – ausgehend 
vom bestehenden Geländeniveau- in der Regel 3,50 m nicht überschreiten.  
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Im Übrigen gelten die Bestimmungen gemäß VDE 0105  und DIN EN 50341 jeweils 
in der aktuellen Fassung. 

Die nach der sechsundzwanzigsten Verordnung vom 16.12.1996 zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagnetische  
Felder – 26.BImSchV) im Anhang 2 genannten Grenzwerte für elektrische Feldstärke 
von 10kV/m und magnetische Flussdichte von 300YT (Effektivwerte für 16 2/3 Hz-
Felder) werden für den Bereich, für den die DB Energie die Zustimmung zur 
Bebauung gibt, bei weitem nicht erreicht. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass in 
unmittelbarer Nähe von Bahnstromleitungen mit Beeinflussung von Monitoren, 
medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf elektrische und magnetische 
Felder empfindlichen Geräten zu rechnen ist.  

Unumgängliche Ausnahmeregelungen sind der DB Energie rechtzeitig zur 
Genehmigung vorzulegen.  

9. AUSWIRKUNGEN 

Durch die geplanten Maßnahmen ist zu erwarten, dass die Verwirklichung der 
Planung die persönlichen Lebensumstände der in dem Gebiet oder in den 
angrenzenden Gebieten wohnenden oder arbeitenden Menschen nur in einem 
vertretbaren Maß beeinträchtigen wird.  

10. KOSTEN 

Die Erweiterungen der Verkehrsflächen auf Flurstück Nr. 113/6 Teilfläche und 127 
Teilfläche werden neu gebaut. 

Die Ver- und Entsorgungsleitungen sind mit Ausnahme der Hausanschlüsse fertig- 
gestellt. 

Aus der Verwirklichung des Bebauungsplanes in der vorliegenden Fassung sind 
folgende Kosten zu erwarten: 

 

Ausbau der Straße      €…………………   
   

Aufgestellt 

Prutting, den……………….. 

Planverfasser     Gemeinde Prutting 

……………………………    ……………………………… 

       1. Bürgermeister 
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1 EINLEITUNG 
 
1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele  des 
Bebauungsplanes  
 
  
Mit der Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes setzt die Gemeinde Prutting  
den Flächennutzungsplan in diesem Gebiet um. Wie in der Begründung unter Ziff. 2 
bereits erwähnt, sollen Handwerksbetriebe und Gewerbetreibende die Möglichkeit 
haben, Betriebe zu gründen bzw. weiterzuführen oder zu erweitern.  
 
Die neuerliche Gebietsausweisung ergibt eine sinnvolle Abrundung zum 
bestehenden Gewerbegebiet.  
 
Wegen der guten Verkehrsanbindung und der Lage am nördlichen Ortsrand ist die 
Fläche besonders gut für eine weitere gewerbliche Entwicklung geeignet. 
 
Die Nutzung der Gewerbeflächen steht noch nicht fest. Mit der Festlegung der 
Baugrenzen sind die Grundstücke nach Bedarf zu bebauen und somit optimal an die 
Nutzung anzupassen. 
 
Die im Flächennutzungsplan dargestellten Grünflächen für die  Ortsrandeingrünung  
sind weitgehend in der Planung übernommen worden. Die Mindestbreiten der 
privaten Grünflächen sind im Plan bemaßt. 
 
Die nicht überbaubaren Flächen sind mit Rasen- bzw. Wiesenflächen anzulegen und 
mit Einzelbäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 
 
Der Eingriff kann auf der im Gemeindebesitz befindlichen Ausgleichsfläche 
vollständig ausgeglichen werden.  
 
2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und  Fachplänen 
festgelegten umweltrelevanten Ziele und ihrer Berüc ksichtigung 
 
1.2.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 
  
 Das Bearbeitungsgebiet liegt im Naturraum 038 „Inn-Chiemsee-Hügelland“ 
 Die Gemeinde Prutting ist dem „ Allgemeinen ländlichen Raum“ zuzuordnen. 
 (Strukturkarte Anhang 12 a Region 18) 
 
 
 
1.2.2 Regionalplan 
 
 Landschaftliches Vorbehaltsgebiet 
 Das Plangebiet liegt in keinem „Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet“ 
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1.2.3 Biotopkartierung 
  
 Das Untersuchungsgebiet ist in nachfolgenden Karten dargestellt: 
 

• Biotopkartierung TK 8039 und TK 8139 Stephanskirchen 
• Gebiete Natura 2000 Bayern Stand Dez. 2004 Karte  8039 Bad Endorf 

und Karte 8139 Stephanskirchen 
 
1.2.4 Flächennutzungsplan der Gemeinde Prutting 
 
 Das Plangebiet ist in der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes Prutting 
 als Gewerbegebiet mit Randeingrünung dargestellt.  
 
1.2.5 Benachbarter Bebauungsplan Nr. 9 „ Äußerer Mesnerberg“ 
  
 Das Baugebiet  „Äußerer Mesnerberg“ ist als Mischgebiet gem. § 6 BauNVO 
 ausgewiesen und liegt  ca. 45 m südlich des Gewebegebietes Prutting.  
 
1.2.6 Schallschutz im Städtebau (DIN 18005) in der jeweils gültigen Fassung 
 In der Planung werden die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im 
 Städtebau) zur Beurteilung der Lärmbelastung herangezogen. Wie der Begriff 
 „Orientierungswerte“ besagt, dienen sie zur Orientierung und sind an sich 
 keine  zwingend einzuhaltenden Grenzwerte.  
 
 Derzeit gelten als Orientierungswerte: 
 
 Gebietstyp    f DIN 18005  TA Lärm 
          VDI 2058 
 
 Gewerbegebiet  Tag  65 dB(A)  65 dB(A) 
     Nacht  50 dB(A)  50 dB(A) 
 
 Verkehrslärm 16.BImSchV  (derzeit gültige  Grenzwerte)  
 
 Gebietstyp   Tag   Nacht 
 
 Gewerbegebiet  69 dB(A)  59 dB(A) 
 
 
3.  Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile /Bestands-
 aufnahme  
 
3.1 Aktuelle Nutzung 
 
 Die Erweiterungsfläche wird derzeit  intensiv als Wirtschaftsgrünland genutzt. 
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3.2 Schutzgut Mensch 
 
 Lärm Straßenverkehr 
 
 Zum derzeitigen Planungstand liegt kein schalltechnischer Nachweis der 
 Verkehrsgeräuschimmissionen im Umfeld des Gewerbegebietes vor.  Nach 
 Angaben des Straßenbauamtes Rosenheim ergab eine Verkehrszählung im 
 Jahr 2000 eine durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV) von 3009 Kfz. 
 Der LKW Anteil beträgt 467 Fahrzeuge.  
 
 Lärmemissionen  – bestehende gewerbliche Anlagen 
 
 Es bestehen Vorbelastungen hinsichtlich der vorhandenen gewerblichen 
 Anlagen. Messungen der entsprechenden Schallpegel liegen derzeit nicht vor. 
  
 Verkehrsbelastung 
 
 Im Allgemeinen ist das Verkehrsaufkommen im Gewerbegebiet als gering zu 
 bezeichnen.  Lediglich zu den Öffnungszeiten des Wertstoffhofes steigt die 
 Verkehrsbelastung bedingt durch den Publikumsverkehr an. 
 
 Landwirtschaftliche Nutzung  
  
 Die an das Gewerbegebiet angrenzenden Grünlandflächen werden 
 landwirtschaftlich intensiv genutzt. Bedingt durch die Bearbeitung der Flächen 
 entstehen Lärm-, Staub- und Geruchsbelastungen. 
 
 Erholungsraum 
  
 Das Plangebiet hat keine Bedeutung für die Erholungsnutzung.  
 
 Bahnstromleitungen 
  
 In unmittelbarer Nähe von Bahnstromleitungen ist mit  Beeinflussung von auf 
 elektrische und magnetische Felder empfindliche Geräte (.z.B. 
 Herzschrittmacher) ist zu rechnen. 
  
  
  
 
3.3 Schutzgut Pflanze 
  
 Die landwirtschaftlichen Flächen  werden bis an die Randeingrünung hin 
 bewirtschaftet und in wechselnder Abfolge gemäht. Im Zuge der Bebauung 
 wurden bereits Anpflanzungen bestehend aus einheimischen standort-
 gerechten Bäumen und Sträuchern getätigt. Geschützte oder gefährdete 
 Pflanzenarten sind im Erweiterungsgebiet nicht vorhanden.  
 
3.4 Schutzgut Tier 
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 Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine schützenswerten Gebiete 
 gemäß  Biotopkartierung bzw. Artenschutzkartierung. Eine aktuelle 
 Erfassung einzelner Tiergruppen fand nicht statt.  
 
3.5 Schutzgut Boden 
 
 Die Gemeinde  Prutting beauftragte des Büro Ohin mit der Baugrund-
 untersuchung im Bereich des heutigen Wertstoffhofes. Das Wertstoffhof-
 gelände liegt in unmittelbarer Nähe zur Erweiterungsfläche.     
  
 Die Erkundung des Bodens durch Bohrungen zeigte nachstehende 
 Schichtenfolge: 
     Tiefe     Schichtendicke 
 Mutterboden max.  0      - 0,40 m    bis 0,40 m  
 Verwitterungslehm  0,40 – 0,90 m   0,00 - 0,50 m 
 Moränenkies u. Sand 0,10 - 4,50 m    2,60 – 4,50 m   
 Geschiebemergel  ab 3,50 m    > 1,00 m 
  
 Im Bereich des Wertstoffhofes wurde ein sickerfähiger Boden angetroffen. 
 
 Grundwasser wurde bis in eine Aufschlusstiefe von 5,00 m nicht angetroffen. 
 
 Innerhalb der Erweiterungsfläche besteht kein Altlastenverdacht.  
  
 Vorbelastungen bestehen infolge landwirtschaftlicher Nutzung durch 
 Anreicherung von Nähr- und Schadstoffen (Gülle, Dünger,  Pflanzen-
 schutzmittel), Bodenverdichtung, nachhaltige Veränderung der organischen 
 Bodenschicht und im Bereich der Straßen durch Bodenversiegelung 
 
3.6 Schutzgut Wasser  
 
 Oberflächengewässer 
 Im Untersuchungsgebiet befinden sich keine Oberflächengewässer.  
  
 Grundwasser 
 Die Baugrunduntersuchungen der Büros Ohin und Dr. Ing. Waschek ergaben 
 dass kein Grundwasser bis 10m Tiefe ab Oberkante Gelände angetroffen 
 wurde. Der Grundwasserspiegel liegt  30m unter Gelände.  
 
 Niederschlagswasser 
 
 Anfallendes  Niederschlagswasser auf den Gewerbeflächen bzw. den 
 Straßenflächen - mit Ausnahme des Wertstoffhofes - wird in private bzw. 
 gemeindliche Sickeranlagen eingeleitet und vor Ort versickert.  Das auf den 
 versiegelten Flächen des Wertstoffhofes anfallende Niederschlagswasser 
 wird in einem Stauraumkanal gesammelt und mittels  Drosseleinrichtung dem 
 Schmutzwasserkanal zugeleitet. 
 
 
 Ein Schadstoffrisiko besteht in Folge der langjährigen intensiven land- 
 wirtschaftlichen Nutzung im Bereich der Erweiterungsfläche. 
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3.7 Schutzgut Luft /Klima 
 
 Die angesiedelten Gewerbebetriebe verursachen nur geringe Luftver-
 unreinigungen, die hauptsächlich durch den Betrieb der Heizungsanlagen 
 verursacht werden. Messwerte über Luftverunreinigungen im Gewerbegebiet 
 liegen nicht vor.  
 Die Wiesenflächen stellen ein Kaltluftentstehungsgebiet dar.   
 
 Kennzeichnend für das Gebiet sind mäßig kalte Winter und mäßig warme 
 Sommer. Die Hauptwindrichtung ist Südwest.  
 
3.8 Schutzgut Landschaft 
 
 Durch die Grünland- und Ackerflächen präsentiert sich der Unter-
 suchungsbereich (westlich der Staatsstraße) als weitgehend ausgeräumt.  
 Das Landschaftsbild wird beeinträchtigt durch die in Nord- Südrichtung 
 verlaufende 110 kV Leitung der DB.  
 
 Der Rand des Gewerbegebietes ist bereits großteils eingegrünt und 
 verbessert somit das Erscheinungsbild in der Landschaft. 
 
3.9 Schutzgut Sach- und Kulturgüter 
 
 Kulturgüter 
  
 Innerhalb des Plangebietes sind keine Kulturgüter (Bau-, Garten-, und 
 Naturdenkmale) vorhanden. Der Katalog der archäologischen Bodendenkmale 
 weist keine Fundstellen auf. 

 
      Sachgüter 
 
 Im Flächennutzungsplan ist die Erweiterungsfläche als Gewerbegebiet 
 dargestellt. Die umliegenden Flächen werden als Fläche für die 
 Landwirtschaft dargestellt. Die Sachgüter (landwirtschaftliche Flächen) 
 sind aufgrund der bestehenden Situation geringwertig. 
  
 Die Gewerbeanlagen im vorliegenden Gewerbegebiet stellen hochwertige 
 Sachgüter dar.    
 
 

4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands 
 
4.1 Bei Durchführung der Planung 
 
 
4.1.1 Schutzgut Mensch 
 
 Lärm Straßenverkehr 
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 Aufgrund der mäßigen Verkehrsbelastung der ST 2360, der Anlage einer 
 längs der Staatstraße bepflanzten Böschung sowie des Gebäudeabstandes 
 von mindestens 20m zum Straßenrand ist davon auszugehen, dass die 
 Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV  nicht überschritten werden. Ein 
 schalltechnisches Gutachten liegt derzeit nicht vor. 
  
 Lärmemissionen – bestehende und  neu zu errichtende gewerbliche Anlagen 
 
 Die Immissionsrichtwerte gem. TA Lärm in der jeweils gültigen Fassung sind 
 anzuwenden.  
 Ein umfangreicher, dauerhafter, geräuschintensiver Nachtbetrieb ist nicht 
 möglich. 
  
 Lärm während der Bauphase 
 
 Emissionen (Lärm, Staub, Abgase) durch Baumaschinen treten während der 

Bauphase  der neu zu errichtenden gewerblichen Anlagen auf. Die 
Grenzwerte der AVV- Baulärm sind einzuhalten. In der Nachtzeit sind 
intensive Bautätigkeiten nicht zu erwarten.  

 
 
4.1.2 Schutzgut Pflanze 
  
 In den nördlichen Randbereichen werden Gehölzstreifen angelegt. Längs der 
 Erschließungsstraßen sollen Einzelbäume gepflanzt werden.   
 

 Mit den festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen wird der Eingriff 
 minimiert. Die Kompensationsfläche in Höhe von 4900 qm wird  von der im 
 Gemeindebesitz befindlichen Ausgleichsfläche westlich des Ortteils Edling 
 abgezogen.  

 
4.1.3 Schutzgut Tier 
 
 Für den Arten- und Biotopschutz hat die Erweiterungsfläche nur eine geringe 
 Bedeutung. Durch die Anlage der Gehölzstreifen wird das Nahrungsangebot 
 für Vögel und Kleintiere gegenüber der derzeitigen Nutzung als Grünland 
 deutlich verbessert. 
 
4.1.4 Schutzgut Boden 
 
 Durch den Neubau von Gebäuden und die Anlage von Verkehrsflächen 
 werden bislang unbebaute Flächen versiegelt. Die natürliche Bodenfunktion  
 wird beeinträchtigt bzw. gestört. Durch das hohe Maß der baulichen Nutzung 
 bedeutet dies eine erhebliche Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktion. 
  
 In den nichtüberbaubaren Flächen bleibt die Wasseraufnahmefähigkeit 
 erhalten. Der Nährstoffeintrag durch die landwirtschaftliche Nutzung  entfällt.  
 
4.1.5 Schutzgut Wasser  
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 Grundwasser 
  
 Der Grundwasserspiegel wird durch die Planung und die Baumaßnahmen 
 nicht beeinflusst. Potentiell grundwassergefährliche Betriebe sollen nicht 
 angesiedelt werden 
 
  
 
 
 
 Niederschlagswasser 
 
 Zur Vermeidung von Schadstoffeinträgen durch die Ableitung von 
 Oberflächenwasser ist das gesamte belastete Niederschlagswasser vor der 
 Versickerung in geeignete Retentionsfilterbecken einzuleiten.  
  
 Die Einleitung von Niederschlagswasser in Versickerungsanlagen trägt zur 
 Grundwasserneubildung bei. 
 
 Der Nährstoffeintrag in das Grundwasser, bedingt durch die 
 landwirtschaftliche  Nutzung, wird verringert. 
 
4.1.6 Schutzgut Luft /Klima 
 
 Durch die Überbauung durch Gebäude und Verkehrsflächen kommt es zu 
 einer Veränderung der lokalen klimatischen Bedingungen (z.B. Erhöhung der 
 Wärmestrahlung). 
 
 Weiterhin kommt es durch den Betrieb von Heizungsanlagen und den 
 Anliegerverkehr zu Luftschadstoffimmissionen. Zu gewerblichen Emissionen 
 liegen keine  Angaben vor. 
 
 Unter Berücksichtigung der Hauptwindrichtung bleibt der Schadstoffeintrag in 
 nahe Siedlungsgebiete begrenzt. 
 
4.1.7 Schutzgut Landschaft 
 
 Durch die Erweiterung nach Norden wird das Gewerbegebiet Prutting sinnvoll 
 abgerundet.  
 
 Der Rand des Gewerbegebietes ist bereits großteils eingegrünt und 
 verbessert somit das Erscheinungsbild in der Landschaft. 
 
 
4.1.8 Schutzgut Sach- und Kulturgüter 
 
 Kulturgüter sind von der Planung nicht betroffen. 

  
 Durch die Neuschaffung von Gewerbebauten entstehen hochwertige 
 Sachgüter 
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4.1.9 Wechselwirkung der Schutzgüter  
 
 Durch die Neuansiedlung von Gewerbebetrieben ist eine Erhöhung der 
 Lärmbelastung zu erwarten. Dies betrifft in erster Linien das Schutzgut 
 Mensch. 
 Der Boden sowie der Wasserkreislauf wird durch die zu erwartende 
 Versiegelung in seinen Funktionen stark eingeschränkt. Die 
 Verringerungsmaßnahmen können die Auswirkungen nur minimieren. Ein 
 Ausgleich innerhalb des Geltungsbereiches ist nicht möglich. Die 
 Ausgleichsmaßnahmen  werden daher auf den Ausgleichsflächen in der Nähe 
 des Ortteils Edling durchgeführt. 
 
 Im Umgriff des Bebauungsplanes werden durch die Anpflanzung des 
 Gehölzstreifens neue Lebensräume für Tiere und Pflanzen geschaffen. 
 Aufgrund der eingeschränkten Fläche werden diese jedoch nur von geringer 
 Bedeutung sein. 
  
4.2 Bei Nichtdurchführung der Planung 
 
4.2.1. Schutzgut Mensch 
 
 Lärm Straßenverkehr 
 
 Aufgrund der bereits existenten Verkehrbelastung auf der ST 2360  besteht 
 hinsichtlich der Geräuschemmissionen zwischen Nichtdurchführung und 
 Durchführung der Planung kein Unterschied. 
  
 Lärm  – bestehende und  neu zu errichtende gewerbliche Anlagen 
 
 Die bestehenden gewerblichen Anlagen verursachen bereits  
 Geräuschimmissionen. Bei Nichtdurchführung der Planung sind diese nach 
 wie vor vorhanden. 
 
4.2.2 Schutzgut Pflanze / Tier 
  

 Bei Nichtdurchführung der Planung wird das Grünland weiterhin intensiv 
 landwirtschaftlich genützt.  

 
4.2.3 Schutzgut Boden / Wasser 
 
 Die natürliche Bodenfunktion und dessen Auswirkung auf den Wasser- 
 kreislauf würde nicht beeinträchtigt. Der Boden speichert das 
 Niederschlagswasser und gibt es zeitverzögert an das Grundwasser ab. Der 
 Nährstoffeintrag durch die  landwirtschaftliche Nutzung bliebe bestehen. 
 
 
4.1.6 Schutzgut Luft /Klima 
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 Aufgrund des Bestandes kommt es bereits zu einer Veränderung des 
 Kleinklimas (Erwärmung durch versiegelte Flächen). Es besteht daher kaum 
 ein Unterschied zwischen Durchführung der Planung und Nichtdurchführung. 
 
5. Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die Schu tzgüter 
 
 Schutzgut      Auswirkung auf die Schutzgüter 

Mensch       
Lärm Straßenverkehr    -    
Lärm durch gewerbliche Anlagen    -    
Pflanze / Tier       
Eingriff    -    
Ausgleich     +  
Boden  - -     
Wasser      0   
Grundwasserneubildung      +  
Luft      0   
Klima       
großräumig     0   
kleinräumig     -    
Landschaftsbild      -     
Sach-/Kulturgüter      + + 

 
--  sehr negative Auswirkungen 
-   negative Auswirkungen 
0  keine Auswirkungen 
+  positive Auswirkungen 
++  sehr positive Auswirkungen 
  

 
6. Vermeidungs-, Verminderungs- und Schutzmaßnahmen   
 
 
Schutzmaßnahmen 
 
Schutzgut Mensch:  Beschränkung der  Lärmbelastung durch Anwendung der  
    TA Lärm ,der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau und 
    der 16. BImSchV  Verkehrslärmschutzverordnung. 
 
Schutzgut Wasser:  Durch die Verwendung von durchlässigen Belägen wird 
    die Menge des abzuleitenden Oberflächenwassers  
    verringert. 
 
    Die Versickerung von Oberflächenwasser innerhalb des 
    Plangebietes trägt zur Grundwasserneubildung bei.  
 
Schutzgut Landschafts- 
bild:    Verbesserung des Ortrandes durch Festsetzung von  
    Gehölzstreifen bestehend aus einheimischen,   
    standortgerechten Gehölzen. 
 
Schutzgut Pflanzen/Tiere Schaffung neuer Lebensräume für Kleintiere und Pflanzen 
    im Gehölzstreifen. 
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7.Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten  
 
Der Gemeinde Prutting stehen derzeit keine ausreichenden weiteren Flächen, die 
eine Ausweisung eines Gewerbegebietes erlauben, zur Verfügung. Zur Erweiterung 
des Gewerbegebietes am Nordrand bestehen keine weiteren Planungsalternativen. 
Die anzusiedelnden Betriebe sind der Gemeinde bereits bekannt. 
 
8. Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblich en Auswirkungen 
(Monitoring)  
 

• Schnurgerüstabnahme vor Baubeginn durch das Bauamt 
• Abnahme der Freiflächen durch das Bauamt nach Fertigstellung 

von Umbau bzw. Ausbaumaßnahmen 
• Jährliche Überprüfung der Straßenentwässerung  

 
   Weitere Maßnahmen können bei Bedarf durchgeführt  
   werden.  
   Dazu zählen: 

• Lärmmessungen 
• Luftschadstoffmessungen 

 
9. Zusammenfassung Umweltbericht  
 
Gemeinsam mit dem bereits bestehenden Gewerbegebiet ermöglicht die weitere 
Gebietsausweisung nach Norden eine sinnvolle Abrundung des Baugebiets. 
 

Der vorgesehene Standort eignet sich  hinsichtlich der Anbindung an die ST 2360 
hervorragend, da keine Siedlungsgebiete von Anlieger- und Lieferverkehr 
beeinträchtigt werden.  

Die Erweiterungsfläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt.  

Durch die vorliegenden Baugrenzen und die Festsetzung der Grundflächenzahl auf 
0,8 besteht die Möglichkeit, bei der Baukörperstellung einen größeren Spielraum zu 
erhalten und die Grundstücke nach Bedarf zu bebauen bzw. aufzuteilen. 

Die Erschließung erfolgt über das bestehende Gewerbegebiet. Dadurch werden der 
Erschließungsaufwand sowie der zusätzliche Verbrauch an Grund und Boden 
minimiert. 

Die Grundstücksausnutzung ermöglicht nur geringfügige Vermeidungsmaßnahmen 
im Plangebiet. Die Ausgleichsmaßnahmen erfolgen daher auf den Ausgleichsflächen 
der Gemeinde Prutting westlich des Ortsteils Edling. Der Eingriff kann vollständig 
ausgeglichen werden. 

 

Prutting, den …………………… 

 

………………………………………  ………………………………………. 

Loy  1. Bgm.        Josef Sommerer Architekt 

 
 


